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344. Verordnung: Anderung der Grundausbildungsverordnung — Allgemeine Verwaltung des
BMI

344. Verordnung der Bundesministerin fiir Inneres, mit der die Verordnung iiber die
Grundausbildung fiir Bedienstete der Allgemeinen Verwaltung
(Grundausbildungsverordnung — Allgemeine Verwaltung des BMI) geéindert wird

Auf Grund der §§25 bis 31 des Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979 (BDG 1979), BGBL
Nr. 333/1979, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz BGBI. I Nr. 82/2010, wird verordnet:

Die Verordnung iiber die Grundausbildung fiir Bedienstete der Allgemeinen Verwaltung (Grundaus-
bildungsverordnung — Allgemeine Verwaltung des BMI), BGBI. II Nr. 342/2004, wird wie folgt gedndert:

1. Der Titel der Verordnung lautet:

sverordnung der Bundesministerin fiir Inneres iiber die Grundausbildung fiir
Bedienstete des Allgemeinen Verwaltungsdienstes im Bundesministerium fiir Inneres
(Grundausbildungsverordnung — Allgemeiner Verwaltungsdienst des BMI)“

2.In§ 5 Abs. 2 entfillt die Z 3 und die Z 4 und 5 erhalten die neuen Ziffernbezeichnungen ,,3“ und ,,4*.
3. Nach § 5 Abs. 2 wird folgender Abs. 2a eingefiigt:

,(2a) Die Grundausbildung fiir den polizeiérztlichen Dienst besteht aus
1. juristischen Modulen,
2. 6konomischen und organisatorischen Modulen,
3. verwendungsspezifischen Modulen.*

4.In§ 5 Abs. 3 Z 1 wird unterhalb der Zeile ,,A1/v1 (Rechtskundiger Dienst) folgende Zeile eingefiigt:
,Al/vl (polizeidrztlicher Dienst) 132 UE“

5.8 5 Abs. 4 lautet:

,»(4) Neben der theoretischen Ausbildung kann vor Abschluss der Grundausbildung eine praktische
Verwendung in der Dauer von wenigstens sechs Monaten erfolgen, die auch in Form einer Jobrotation
festgelegt werden kann. Sofern diese Verwendung im Ausbildungsplan vorgesehen ist, haben die Teil-
nehmer diesen Dienst in zwei unterschiedlichen Verwendungsbereichen ihrer jeweiligen Dienstbehorde
zu versehen. Diese Verwendungen sind von der Dienstbehdrde zu beschreiben und schriftlich zu bestéti-
gen. Fiir Angehorige des polizeidrztlichen Dienstes findet eine praktische Verwendung im Rahmen der
Grundausbildung nicht statt.*

6. In § 6 Abs. 2 entfallen das Wort ,,Projektarbeit,” und die Wortfolge ,,als Ubung mit Teilnahmeschein,*.

7. In § 7 entfallen die Z 4 bis 6 und Z 3 lautet:

,,3. die ndhere Ausgestaltung der praktischen Verwendung in Form einer Jobrotation, sofern eine
solche erfolgt.*
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8. § 9 lautet samt Uberschrift:
,Dienstpriifung
§ 9. (1) Die Dienstpriifung ist abgelegt, wenn alle im Ausbildungsplan festgelegten Ausbildungsteile
erfolgreich abgeschlossen wurden. Dabei gilt:
1. Diein § 5 Abs. 2 und 2a angefiihrten Module sind als Teilpriifungen zu absolvieren.

2. Die in § 5 Abs. 2 und 2a angefiihrten Module sind nach den Kalkiilen ,,mit Auszeichnung be-
standen®, ,,bestanden‘ und ,,nicht bestanden‘ zu bewerten.

3. Um einen Lehrgang insgesamt mit dem Kalkiil ,,mit Auszeichnung bestanden* abzuschlie3en,
miissen mindestens 2/3 aller Module der jeweiligen Verwendungs-/Entlohnungsgruppe mit ,,mit
Auszeichnung bestanden‘ bewertet sein.

4. Der Bedienstete hat in jedem Modul grundsétzlich mindestens 75 % der Unterrichtszeit anwe-
send zu sein, andernfalls ist das betreffende Modul zu wiederholen. Bei Vorliegen besonders be-
riicksichtigungswiirdiger Griinde kdnnen von der SIAK Ausnahmen gewahrt werden.

(2) Die Grundausbildung fiir den polizeidrztlichen Dienst gilt als bestanden, sobald die in § 5
Abs. 2a angefiihrten Module erfolgreich abgeschlossen wurden. § 10 Abs. 1 letzter Satz ist nicht anzu-
wenden.

9. § 10 Abs. 2 und 3 lauten:

,(2) Eine Teilpriifung kann als Hausarbeit oder in miindlicher oder schriftlicher Form stattfinden und
ist vor einem Einzelpriifer abzulegen.

(3) Eine nicht bestandene Teilpriifung kann zweimal wiederholt werden, wobei eine Reprobations-
frist von mindestens zwei Wochen und hdchstens drei Monaten festzusetzen ist.*

10. In § 11 Abs. 1 entfdllt der letzte Satz.
11. In § 12 Abs. 3 lautet der erste Satz:

,Einzelpriifer fiir die Abnahme der Hausarbeiten und der miindlichen oder schriftlichen Priifungen miis-
sen der Priifungskommission angehoren.*

12. Dem § 13 Abs. 2 wird folgender Satz angefiigt:

,Dabei ist grundsitzlich darauf Bedacht zu nehmen, dass die anrechenbaren Leistungen nicht langer als
fiinf Jahre zuriickliegen.*

13. Der bisherige Text des § 15 erhdlt die Absatzbezeichnung ,,1° und es wird folgender Abs. 2 angefiigt:

,»(2) Der Titel dieser Verordnung, die §§ 5 Abs. 2 Z 3 (neu) und 4 (neu), Abs. 2a, 3 Z 1 und Abs. 4,
6 Abs.2,773,9,10 Abs. 2 und 3, 11 Abs. 1, 12 Abs. 3, 13 Abs. 2 sowie die Anlage in der Fassung des
BGBI. II Nr. 344/2010 treten mit 15. November 2010 in Kraft. Gleichzeitig treten § 5 Abs. 2 Z 3 (alt), § 7
Z 4 bis 6 sowie die Anlage in der Fassung BGBI. II Nr. 342/2004 auf3er Kraft.*

14. Die Anlage lautet:
(siehe Anlage)

Fekter

www.ris.bka.gv.at



BUNDESKANZLERAMT

AMTSSIGNATUR

Unterzeichner

serialNumber=1026761,CN=Bundeskanzleramt,C=AT

Datum/Zeit 2017-11-27T21:38:30+01:00
Informationen zur Prufung des elektronischen Siegels bzw. der elektronischen
e : Signatur finden Sie unter: https://www.signaturpruefung.gv.at
Prafinformation Informationen zur Prufung des Ausdrucks finden Sie unter:
https://lwww.bka.gv.at/verifizierung
Hinweis Dieses Dokument wurde amtssigniert.




	BUNDESGESETZBLATT

		2017-11-27T21:38:30+0100
	serialNumber=1026761,CN=Bundeskanzleramt,C=AT
	Informationen zur Prüfung finden Sie unter http://www.signaturpruefung.gv.at




